
Der  Mietengipfel  der
Linksfraktion im Bundestag –
ein Impuls für Potsdam?
Am  4.  Juli  2025  veranstaltete  die  Bundestagsfraktion  der
Linken einen Mietengipfel.
Eingeladen waren Organisationen, die sich für die Interessen
von Mieter*innen und Wohnungslosen einsetzen: der Mieterbund
und  der  DGB,  bundesweite  Zusammenschlüsse  wie  das
Mieterinnenbündnis  VoNO!via  &  Co.,  “Mietendeckel  Jetzt!”,
Architects  for  Future,  Menschenrechtsorganisationen,  ebenso
zahlreiche landes- und stadtpolitische Initiativen

Für Stadt für alle waren aus Potsdam dabei: Anja Günther,
Steffen Pfrogner, Bernhard Bielick und Florian Nix und – nicht
zu  vergessen  Isabelle  Vandre,  die  als  Fachpolitikerin  der
Linksfraktion eine der drei Diskussionsrunden leitete.

Mietenstopp und Mietendeckel

Im  Mittelpunkt  des  Gipfels  stand  die  Konzeption  eines
bundesweiten  Mietendeckels  und  dessen  Umsetzung  in  breiten
Bündnissen in Politik und Gesellschaft.

Derzeit  arbeitet  die  Linksfraktion  im  Bundestag  an  zwei
miteinander verbundenen Gesetzesinitiativen:

Einem  Mietenstopp  als  Sofortmaßnahme,  der  die
vorhandenen  Instrumente  des  Mietrechts  nachschärfen
soll,  z.B.  Ausschluss  von  Mieterhöhungen  bei
angespanntem  Wohnungsmarkt
Dem bundesweiten Mietendeckel, der als dauerhafte Reform
des sozialen Mietrechts konzipiert wird

Die Idee eine bundesweiten Mietendeckels entstand 2021, als
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das Bundesverfassungsgericht den 2020 in Berlin eingeführten
Mietendeckel  mit  der  Begründung  aufhob,  dass  die
Gesetzgebungs-kompetenz  zur  Mietpreisbildung  in  Deutschland
nicht bei den Ländern, sondern beim Bund liege.
Konzeptionelle Vorarbeiten wurden seither in mehreren Studien
von Andrej Holm u.a. vorgelegt:

https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/sonst_publik
ationen/Studie_bundesweiter_Mietendeckelerfassung.pdf

Begleitende Maßnahmen

In den Gesetzesvorhaben zum Mietenstopp und zum Mietendeckel
sind  verschiedene  Maßnahmen  zusammengefasst,  die  eine
Regulierung  des  Mietpreises  im  Bestand  und  bei
Wiedervermietung  bezwecken.

Nicht  enthalten  sind  notwendige  Preisbegrenzungen  bei  den
Wohnnebenkosten  und  bei  Modernisierungsmaßnahmen.  Gerade  im
Zuge  der  Wärmewende  haben  insbesondere  Großvermieter  wie
Vonovia  und  LEG  ein  neues  Geschäftsmodell,  das  Wärme
Contracting,  entdeckt,  das  eine  gesetzliche  Regulierung
dringend erforderlich macht.

Der Mietendeckel kann allerdings nur dann seine Wirksamkeit
entfalten, wenn er Teil einer politischen Strategie ist, die
über die Preispolitik hinaus die soziale Wohnraumversorgung
als Ganzes in den Blick nimmt. Notwendig ist ein öffentliches
Investitionsprogramm zum Neubau von bezahlbaren Wohnungen und
ein  Geschäftsmodell,  das  Wohnraum  gemeinnützig  statt
renditeorientiert bewirtschaftet (Neue Wohngemeinnützigkeit).

Die  Bundestagsfraktion  der  Linken  wird  das  im
Gesetzgebungsverfahren zum 246e BauGB zur Beschleunigung des
Wohnungsbaus und zur Wohnraumsicherung – auch als Bauturbo
bekannt – kritisch begleiten. Die Fraktion ist sich bewusst,
dass  die  vorgeschlagenen  Gesetzesänderungen  sowohl  zur
Absenkung von Umweltstandards als auch zur Einschränkung von
Bürgerbeteiligung führen werden.
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Parlamentarische  und  außerparlamentarische  Akteure
zusammenführen

Eines  ist  sicher:  Um  den  bundesweiten  Mietendeckel
durchzusetzen,  braucht  es  langen  Atem  und  breite
gesellschaftliche Unterstützung. Erinnert wurde mehrfache an
die Kampagne zur Einführung des Mindestlohnes, die Anfang der
2000er Jahre als Forderung zweier Gewerkschaften begann, vom
DGB übernommen wurde, dann Aufnahme in die Wahlprogramme der
Linken, SPD und Grünen fand und fast 10 Jahre später trotz
massivem Widerstands des konservativen politischen Lagers und
der Unternehmerverbände in ein Gesetz mündete.

Ob es im Falle der Reform des sozialen Mietrechts gelingt, ein
breites  Bündnis  von  Mieterverbänden,  Gewerkschaften  und
zivilgesellschaftlichen Initiativen zu schmieden, das in der
Lage  ist,  genügend  Druck  aufbauen,  um  auf  Bundesebene  in
Zukunft  parlamentarische  Mehrheiten  zu  schaffen,  wird  sich
erst in einigen Jahren zeigen. Heute daran zu arbeiten, lohnt
sich auf jeden Fall. Auch bei uns in Potsdam.

Impuls für lokale Zusammenschlüsse?

Potsdam  hat  sich  zu  einer  der  Städte  in  Deutschland
entwickelt, die in den letzten 10 Jahren hohe Mietpreise mit
großen Steigerungsraten verzeichneten. Dieser Umstand müsste
die  Stadtpolitik  und  Zivilgesellschaft  zum  energischen
Eingreifen  aufrufen.  Aber  Gegenwehr  entsteht  nicht  im
Selbstlauf, sondern bedarf nachdrücklicher Anstrengung vieler
Akteure.

In  diesem  Sinne  könnte  die  bundesweite  Kampagne  zur
Durchsetzung eines Mietendeckels ein Impuls sein, lokal in
Potsdam eine Zusammenarbeit zu vereinbaren, die Mietenpolitik
ins Zentrum setzt, aber auch Themen wie z.B. Neubautätigkeit
und  Flächenvergabe,  und  Mieterbeteiligung  und
Mieterselbstorganisation,  Stadtteilarbeit  und  soziale
Infrastruktur mitbedenkt.



Uns hat der Mietengipfel inspiriert, daran zu arbeiten!

Anja Günther, Steffen Pfrogner, Bernhard Bielick

PS:  Der  Bericht  der  Bundestagsfraktion  der  Linken  zum
Mietengipfel  ist  hier  zu  finden:

https://www.dielinkebt.de/themen/nachrichten/detail/deckel-dra
uf-bericht-vom-mietengipfel-der-linken-im-bundestag
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